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Merkblatt  
für Leiharbeitnehmerinnen und  

Leiharbeitnehmer  

Sie sind Leiharbeitnehmerin oder Leiharbeit-
nehmer, wenn Sie von Ihrem Arbeitgeber 
(Verleiher) einem Dritten (Entleiher) zur Ar-
beitsleistung überlassen werden. 

Wenn Sie nicht die deutsche Staatsangehö-
rigkeit besitzen, können Sie vom Verleiher 
verlangen, dass er Ihnen dieses Merkblatt und 
den Nachweis über die wesentlichen Arbeits-
bedingungen (siehe A. 2) in Ihrer Mutterspra-
che aushändigt. 

A. Arbeitsverhältnis 

1.  Ihr Verleiher muss eine Erlaubnis der 
     Bundesagentur für Arbeit zur Arbeitneh-

merüberlassung haben. Ihr Arbeitsvertrag 
ist unwirksam, wenn Ihr Arbeitgeber keine 
Erlaubnis besitzt und auch die Ausnahmen 
von der Erlaubnispflicht nicht zutreffen. In 
diesem Fall kommt es zu einem Arbeits-
verhältnis zwischen Ihnen und dem Entlei-
her, und zwar ab dem Zeitpunkt, der zwi-
schen Verleiher und Entleiher vereinbart 
wurde. Wenn die Erlaubnis im Laufe des 
Arbeitsverhältnisses wegfällt, muss der 
Verleiher Sie darüber sofort informieren. 
Der Verleiher muss Sie auf das voraus-
sichtliche Ende der Abwicklungsfrist hin-
weisen. Die Frist zur Abwicklung des Ver-
trags beträgt höchstens 12 Monate. Unter 
Abwicklungsfrist versteht man die Frist, die 
dem Verleiher maximal bleibt, um mit dem 
Entleiher bereits geschlossene Verträge zu 
realisieren. 

2. Der Nachweis der wesentlichen  Ver-
tragsbedingungen des Leiharbeitsver-
hältnisses richtet sich nach  § 11 Absatz 1 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) 
und den Bestimmungen des Nachweisge-
setzes. 
Der Verleiher ist verpflichtet, die wesentli-
chen Inhalte des Leiharbeitsverhältnisses 
schriftlich festzuhalten. Der schriftliche 
Nachweis muss mindestens folgende An-
gaben enthalten: 

• Ihren Namen und Ihre Anschrift sowie den 
Namen und die Anschrift des Verleihers, 

• das Datum, an dem das Arbeitsverhältnis 
beginnt, 

• bei befristeten Arbeitsverhältnissen die 
voraussichtliche Dauer des Arbeitsverhält-
nisses, 

• den Arbeitsort oder, falls Sie nicht nur an 
einem bestimmten Arbeitsort tätig sein sol-
len, einen Hinweis darauf, dass Sie an ver-
schiedenen Orten beschäftigt werden kön-
nen, 

• eine kurze Beschreibung Ihrer Tätigkeit, 

• die Zusammensetzung, Höhe und Fälligkeit 
des Arbeitsentgelts einschließlich der Zu-
schläge, der Zulagen, Prämien und Son-
derzahlungen sowie anderer Bestandteile 
des Arbeitsentgelts,  

• die vereinbarte wöchentliche bzw. monatli-
che Arbeitszeit, 

• die Zahl der Urlaubstage, 

• die beiderseitigen Kündigungsfristen des 
Arbeitsverhältnisses, 

• einen allgemeinen Hinweis auf die Tarifver-
träge, Betriebs- oder Dienstvereinbarun-
gen, die für das Arbeitsverhältnis gelten, 

• die Erlaubnisbehörde sowie Ort und Datum 
der Erteilung der Erlaubnis nach § 1 AÜG, 

• Art und Höhe der Leistungen für Zeiten, in 
denen Sie nicht verliehen sind. 

Spätestens einen Monat nach Beginn des 
Arbeitsverhältnisses sind die wesentlichen 
Vertragsbedingungen von Ihrem Verleiher 
schriftlich festzuhalten, zu unterschreiben und 
Ihnen zu übergeben. 

Achten Sie darauf, dass Sie den schriftlichen 
Nachweis immer vor Beginn der Beschäfti-
gung erhalten, damit Sie rechtlich abgesichert 
sind; besonders wichtig ist dies bei befristeten 
Verträgen/Arbeitsverhältnissen.  

3. Grundsätzlich haben Sie Anspruch auf Er-
satz von Aufwendungen  (z. B. Fahrt- und 
Übernachtungskosten) bei einem Ein-
satz, der sich außerhalb des Tagespendel-
bereichs zwischen dem Sitz Ihres Verlei-
hers und dem Sitz Ihres Entleihers (Ein-
satzort) befindet. Die Ihnen deshalb ent-
stehenden Kosten, beispielsweise für  



 Fahrten und Übernachtung sind Ihnen zu 
erstatten.1 
Tarifvertraglich oder einzelvertraglich kön-
nen jedoch abweichende Regelungen ge-
troffen werden. Ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang diese Ausgaben auch 
vom Finanzamt erstattet werden können, 
ist von den steuerlichen Regelungen ab-
hängig, die im jeweiligen Einzelfall zu be-
achten sind. 

4. Die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer-
vertretungen (Betriebsräte, Personalräte) 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz bzw. 
Bundespersonalvertretungsgesetz sind 
auch von den Verleihern und deren Be-
schäftigten zu beachten. 

5. Der Verleiher darf Ihnen nicht verbieten, 
nach Beendigung Ihres Leiharbeitsver-
hältnisses ein Arbeitsverhältnis mit dem 
Entleiher einzugehen. Steht ein solches 
Verbot in Ihrer Vereinbarung mit dem Ver-
leiher oder in der Vereinbarung zwischen 
dem Verleiher und dem Entleiher dann ist 
ein solches Verbot  unwirksam. 

6. Der Verleiher hat Ihnen das vereinbarte 
Arbeitsentgelt auch dann zu zahlen, wenn 
er Sie nicht bei einem Entleiher beschäfti-
gen kann. Ihr Recht auf Zahlung des Ar-
beitsentgelts kann – bis 31.03.2012 – auf-
gehoben werden, wenn Sie Kurzarbeit ver-
einbaren und wenn Ihnen Kurzarbeitergeld 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) III ge-
zahlt wird.  

7. Sie sind nicht verpflichtet, bei einem Entlei-
her tätig zu werden, soweit dieser durch ei-
nen Arbeitskampf unmittelbar betroffen ist. 
Bei einem solchen Arbeitskampf muss der 
Verleiher Sie darauf hinweisen, dass Sie 
das Recht haben, die Leistung zu verwei-
gern und nicht für diesen Verleiher zu ar-
beiten. 

B. Grundsatz der Gleichstellung mit Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern im 
Betrieb des Entleihers; Ausnahmen  

1. Für die Zeit, in der Sie beim Entleiher 
arbeiten, haben Sie grundsätzlich Anspruch 
auf die wesentlichen Arbeitsbedingungen (wie 
Arbeitszeit, Urlaub usw.) und das Arbeitsent-
gelt wie eine vergleichbare Arbeitnehmerin 

                                                
1 Vgl. § 670 des Bürgerlichen Gesetzbuches 

bzw. ein vergleichbarer Arbeitnehmer im Be-
trieb des Entleihers2. Auskunft über die  
wesentlichen Arbeitsbedingungen und das 
Arbeitsentgelt können Sie von Ihrem Entleiher 
verlangen. Davon abweichende Vereinbarun-
gen sind unwirksam. 

2. Von diesem Gleichstellungsgrundsatz darf 
nur in folgendem Fall abgewichen werden: 

Für Ihr Leiharbeitsverhältnis gilt ein Tarifver-
trag, der die wesentlichen Arbeitsbedingungen 
regelt. Ein solcher Tarifvertrag ist zum einen 
anzuwenden, wenn zwischen einer Gewerk-
schaft und einem Arbeitgeberverband ein Ta-
rifvertrag geschlossen wurde und Sie Mitglied 
der Gewerkschaft sind und Ihr Arbeitgeber 
Mitglied des beteiligten Arbeitgeberverbandes 
ist. Zum anderen kann im Arbeitsvertrag zwi-
schen Ihnen und Ihrem Verleiher die Anwen-
dung eines bestimmten Tarifvertrages verein-
bart werden.  

Anders verhält es sich, wenn Sie einem Ent-
leiher überlassen werden, bei dem Sie schon 
einmal gearbeitet haben, und zwar in den letz-
ten sechs Monaten, bevor Sie der Verleiher 
dem Entleiher überlassen hat. Dies trifft auch 
auf den Verleiher zu, der mit diesem Entleiher 
einen Konzern bildet. In diesen Fällen hat Ihr 
Verleiher den Gleichstellungsgrundsatz si-
cherzustellen.  

C. Sozialversicherung 
Der Verleiher als Ihr Arbeitgeber ist, wie jeder 
andere Arbeitgeber auch, verpflichtet, die So-
zialversicherungsbeiträge zu zahlen. Kommt 
er dieser Verpflichtung nicht nach, so haftet 
dafür im Einsatzfall der Entleiher3.   
 
D. Arbeitsschutz und Unfallverhütung 
Für Ihre Tätigkeit bei dem Entleiher gelten die 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften des Arbeits-
schutzrechts, die auch der Betrieb des Entlei-
hers einzuhalten hat. Für die Einhaltung die-
ser Vorschriften sind Verleiher und Entleiher 
verantwortlich. Der Entleiher hat auch die 
notwendigen Unfallverhütungsmaßnahmen zu 
treffen, die gesetzlich vorgeschrieben sind. 
Sie sind verpflichtet, die entsprechenden Vor-
schriften zu befolgen. 

Der Entleiher hat Sie ferner, insbesondere vor 
Beginn der Beschäftigung und bei Verände-

                                                
2 Vgl. § 3 Absatz 1 Nummer 3 und § 9 Num-
mer 2 AÜG 
 
3 Vgl. (§ 28 e Absatz 2 Sozialgesetzbuch – 
SGB – IV) 



rungen in seinem Arbeitsbereich, über Fol-
gendes zu informieren: 

1. Gefahren für Sicherheit und Gesundheit, 
denen Sie bei der Arbeit ausgesetzt sein kön-
nen, sowie über die Maßnahmen und Einrich-
tungen zur Abwendung  

2. die Notwendigkeit besonderer Qualifikatio-
nen oder beruflicher Fähigkeiten oder einer 
besonderen ärztlichen Überwachung sowie  

3. erhöhte besondere Gefahren des Arbeits-
platzes. 

E. Ihre Pflicht sich rechtzeitig arbeitsu-
chend zu melden4 
 
Wenn Ihr Arbeitsverhältnis beim Verleiher 
endet, sind Sie verpflichtet, sich spätestens 
drei Monate vorher persönlich bei Ihrer Ar-
beitsagentur arbeitsuchend zu melden. Erfah-
ren Sie von der Beendigung weniger als drei 
Monate vorher, müssen Sie sich spätestens 
drei Tage, nachdem Sie von der Beendigung 
erfahren haben, arbeitsuchend melden.  
Es reicht aus, wenn Sie  Ihrer Arbeitsagentur 
innerhalb der genannten Fristen z. B. online 
(www.arbeitsagentur.de) oder aber telefonisch 
die Beendigung Ihres Arbeitsverhältnisses 
mitteilen und einen Termin zur persönlichen 
Arbeitsuchendmeldung vereinbaren.   

Sie haben Ihre Pflicht, sich arbeitsuchend zu 
melden, erst dann vollständig erfüllt, wenn Sie 
den vereinbarten Termin mit der Agentur für 
Arbeit wahrnehmen.  

Bitte beachten Sie, dass eine Sperrzeit von 
einer Woche eintreten kann, wenn Sie sich 
nicht rechtzeitig melden. Eintritt einer Sperr-
zeit bedeutet, dass trotz Anspruch auf Arbeits-
losengeld I, dieser Anspruch ruht und Sie für 
diese Woche, in der der Anspruch ruht, kein 
Arbeitslosengeld I erhalten.   

F. Informationspflicht des Entleihers über 
freie Arbeitsplätze 

Der Entleiher hat Sie über freie Arbeitsplätze, 
die in seinem Unternehmen besetzt werden 
sollen, zu informieren. Dies kann durch einen 
Aushang an einer für Sie zugängigen Stelle im 
Betrieb oder Unternehmen des Entleihers ge-
schehen.  

G. Zugang zu Gemeinschaftseinrichtungen 
oder Gemeinschaftsdiensten 
                                                
4 Vgl. § 38 Absatz 1 Sozialgesetzbuch (SGB) 
III 

Zu den Gemeinschaftseinrichtungen oder -
diensten eines Unternehmens – beispielswei-
se Kinderbetreuungseinrichtungen, Gemein- 
schaftsverpflegung und Beförderungsmittel – 
hat der Entleiher Ihnen Zugang zu gewähren, 
und zwar unter den gleichen Bedingungen wie 
vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern in seinem Betrieb. Es kann je-
doch sachliche Gründe geben, die eine unter-
schiedliche Behandlung rechtfertigen. Ein sol-
cher Grund kann vorliegen, wenn Sie nur kurz 
beim Entleiher beschäftigt sind und für den 
Entleiher einen unverhältnismäßig hohen 
Verwaltungsaufwand bedeuten würde, Ihnen 
Zugang zu den Gemeinschaftseinrichtungen 
und -diensten zu verschaffen. 

H. Wer hilft bei Streitigkeiten oder Fragen? 
Für die Entscheidung von Streitigkeiten aus 
dem Leiharbeitsverhältnis zwischen Ihnen und 
dem Verleiher sind die Arbeitsgerichte zu-
ständig. Nähere Auskünfte dazu erhalten Sie 
von den Arbeitnehmer- und Arbeitgeberver-
bänden, Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälten sowie den für die Überwachung der 
Verleiher zuständigen Regionaldirektionen der 
Bundesagentur für Arbeit. 

Bei Zweifeln, ob der Verleiher die erforderliche 
Erlaubnis der Bundesagentur für Arbeit be-
sitzt, können Sie sich an die zuständige Regi-
onaldirektion wenden. 

Die Informationen über die Arbeitnehmerüber-
lassung erhalten Sie unter folgender Internet-
adresse: www.arbeitsagentur.de > Unterneh-
men > Rechtsgrundlagen > Arbeitnehmer-
überlassung. 

http://www.arbeitsagentur.de/
http://www.arbeitsagentur.de/
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